
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marcus Faber, Katja Suding,
Renata Alt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/28205 –

Mittel aus dem DigitalPakt Schule für Sachsen−Anhalt

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Mit der Einigung auf den DigitalPakt Schule im Mai 2019 haben sich Bund 
und Länder darauf verständigt, die Schulen in Deutschland bis 2024 mit bes-
serer digitaler Infrastruktur auszustatten und dafür nach aktuellem Stand bis 
zu 7 Mrd. Euro zu investieren. In drei Zusatzvereinbarungen haben Bund und 
Länder zudem beschlossen, mobile Endgeräte für Schülerinnen und Schüler 
zu beschaffen (Zusatzvereinbarung „Sofortprogramm“), die Administration 
der Infrastrukturen zu fördern (Zusatzvereinbarung „Administration“) und 
Dienstlaptops für Lehrerinnen und Lehrer zu beschaffen (Zusatzvereinbarung 
„Leihgeräte für Lehrkräfte“).

Zwar wirken nach Ansicht der Fragesteller die aktuellen Zahlen auf den ersten 
Blick positiv, da das Tempo der Mittelvergabe sich langsam erhöht (https://ww
w.tagesschau.de/inland/digitalpakt-schule-109.html), aber die schleppende 
„Umsetzungsgeschwindigkeit des Digitalpaktes“ wird weiterhin grundlegend 
kritisiert (https://www.zeit.de/2021/08/anja-karliczek-schule-digitalisierung-h
omeschooling-lockdown-corona/komplettansicht). Außerdem ist nach Ansicht 
der Fragesteller die Digitalisierung der Schulen mit der Vergabe der finan-
ziellen Mittel jedoch nicht abgeschlossen. Die vollständige technische Aus-
stattung von Schulen, Lehrern und Schülern ist eine der Grundlagen für den 
Erwerb digitaler Kompetenzen im Rahmen der Schullaufbahn.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Der Bundesregierung liegen halbjährlich Daten zu Mittelabfluss und -bewilli-
gungen im DigitalPakt Schule vor. Die folgenden Angaben beziehen sich auf 
die Berichtslegung der Länder gemäß §§ 12 und 18 der Verwaltungsvereinba-
rung (VV) zum DigitalPakt Schule zwischen Bund und Ländern zum aktuellen 
Stichtag 31. Dezember 2020. Die Angaben zum Mittelabfluss entsprechen dem 
Abfluss aus dem Sondervermögen des Bundes. Aufgrund der Stichtagsregelung 
sind Differenzen zwischen den Abflüssen aus dem Sondervermögen des Bun-
des und Auszahlungen der Länder möglich.
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 1. Wie viele Anträge zur Förderung durch den DigitalPakt wurden im Land 
Sachsen-Anhalt bis zum 28. Februar 2021 bewilligt (bitte nach Schulen 
in öffentlicher und freier Trägerschaft getrennt angeben)?

Zum Stichtag 31. Dezember 2020 wurde dem Bund vom Land Sachsen-Anhalt 
mitgeteilt, dass 154 Anträge von Trägern öffentlicher Schulen sowie 30 An-
träge von freien Trägern als Maßnahmen nach § 3 Absatz 1 VV bewilligt wur-
den. Darüber hinaus wurden zwei Anträge als landesweite Maßnahmen nach 
§ 3 Absatz 2 VV bewilligt.

 2. Wie viele Anträge zur Förderung durch den DigitalPakt wurden im Land 
Sachsen-Anhalt bis zum 28. Februar 2021 abgelehnt (bitte nach Schulen 
in öffentlicher und freier Trägerschaft getrennt angeben)?

 3. Wie viele Anträge zur Förderung durch den DigitalPakt wurden im Land 
Sachsen-Anhalt bis zum 28. Februar 2021 zurückgezogen (bitte nach 
Schulen in öffentlicher und freier Trägerschaft getrennt angeben)?

Die Fragen 2 und 3 werden im Zusammenhang beantwortet.
Die Verwaltungsvereinbarung sieht keine Berichtspflicht der Länder zu ab-
gelehnten oder zurückgezogenen Anträgen vor. Aus Sachsen-Anhalt liegen der 
Bundesregierung hierzu keine Angaben vor.

 4. In welcher Höhe wurden Förderungen im Rahmen des DigitalPakts im 
Land Sachsen-Anhalt bis zum 28. Februar 2021 bewilligt (bitte nach 
Schulen in öffentlicher und freier Trägerschaft getrennt angeben)?

Zum Stichtag 31. Dezember 2020 wurde dem Bund vom Land Sachsen-Anhalt 
mitgeteilt, dass insgesamt Bundesmittel i. H. v. 29.018.313,59 Euro bewilligt 
wurden.
Davon entfallen Bundesmittel i. H. v. 22.492.706,04 Euro auf Träger öffent-
licher Schulen sowie Bundesmittel i. H. v. 2.385.498,30 Euro auf freie Träger. 
Darüber hinaus wurden Bundesmittel i. H. v. 4.140.109,25 Euro als landesweite 
Maßnahmen nach § 3 Absatz 2 VV bewilligt.

 5. In welcher Höhe wurden Förderungen im Rahmen des DigitalPakts 
Schule in den folgenden Landkreisen und kreisfreien Städten für jeweils 
welche Maßnahmen mit Stand zum 28. Februar 2021 beantragt, bewil-
ligt und ausgezahlt (bitte nach Schulträgern, Maßnahmen sowie Schul-
arten – Grundschulen, Sekundarschulen, Gesamtschulen, Gemeinschafts-
schulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildende Schulen, berufsbil-
dende Schulen – aufschlüsseln und die Angaben für die Landkreise und 
kreisfreien Städte bitte jeweils noch ins Verhältnis zum gesamten Land 
Sachsen-Anhalt und der Bundesrepublik setzen):

a) Magdeburg,

b) Dessau-Roßlau,

c) Halle (Saale),

d) Altmarkkreis Salzwedel,

e) Anhalt-Bitterfeld,

f) Börde,

g) Burgenlandkreis,

h) Harz,
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i) Jerichower Land,

j) Mansfeld-Südharz,

k) Saalekreis,

l) Salzlandkreis,

m) Stendal,

n) Wittenberg?

Detaillierte und vom Bundesministerium für Bildung und Forschung validier-
bare Angaben zu eingegangenen, aber noch nicht beschiedenen Anträgen liegen 
der Bundesregierung nicht vor. Auf Ebene der Landkreise kann daher keine 
Angabe zu beantragten Maßnahmen gemacht werden. Der Bundesregierung 
liegen aufgrund der Berichtspflicht der Länder auf Ebene der Schulart zu be-
willigten Maßnahmen keine Daten vor. Zur Beantwortung der Frage kann 
lediglich eine Unterteilung zwischen allgemeinbildenden und beruflichen Schu-
len erfolgen.
Das Land Sachsen-Anhalt berichtete im Rahmen der Maßnahmen nach § 3 
Absatz 1 VV zum Stichtag 31. Dezember 2020 insgesamt über bewilligte 
Bundesmittel i. H. v. 24.878.204,34 Euro. Auf die in der Frage genannten 
Landkreise und kreisfreien Städte entfallen bewilligte Bundesmittel in folgen-
der Höhe (Beträge in Euro):

Landkreis Öffentliche Träger Freie Träger Anteil an der 
Gesamtsumme 

im Land 
Sachsen-Anhalt 

in Prozent
Allgemein-

bildende 
Schulen

Berufliche
Schulen

Allgemein-
bildende 
Schulen

Berufliche
Schulen

Magdeburg 5.476.945,74 1.583.256,70 47.016,95 143.028,06 29,14
Dessau-Roßlau 0,00 0,00 62.822,00 80.509,79  0,58
Halle (Saale) 578.175,30 0,00 79.200 450.963,35  4,46
Altmarkkreis Salzwedel 829.287,00 261.540,00 141.894,00 0,00  4,96
Anhalt-Bitterfeld 5.199.325,00 799.560,00 164.664,90 30.991,73 24,90
Börde 426.381,14 0,00 83.806,00 0,00  2,05
Burgenlandkreis 0,00 0,00 438.484,15 166.121,50  2,43
Harz 1.048.616,00 0,00 171.675,00 65.872,80  5,17
Jerichower Land 1.096.767,85 556.835,87 0,00 0,00  6,65
Mansfeld-Südharz 1.862.940,56 0,00 0,00 0,00  7,49
Saalekreis 444.690,00 0,00 0,00 0,00  1,79
Salzlandkreis 128.466,61 0,00 89.370,00 21.332,00  0,96
Stendal 1.521.491,79 0,00 121.899,50 0,00  6,61
Wittenberg 678.426,48 0,00 0,00 25.846,57  2,83

Die Summe der insgesamt bewilligten Bundesmittel in Sachsen-Anhalt i. H. 
v. 29.018.313,59 Euro entspricht 3,91 Prozent der insgesamt bundesweit bewil-
ligten Bundesmittel i. H. v. 742.865.121,21 Euro zum Stichtag 31. Dezember 
2020.
Vom Bund wurden aus dem DigitalPakt Schule an das Land Sachsen-Anhalt 
zum Stichtag 31. Dezember 2020 Mittel i. H. v. 1.875.932,64 Euro ausgezahlt, 
was 1,67 Prozent des bundesweiten Mittelabflusses entspricht.
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Detaillierte Angaben für die Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte liegen 
der Bundesregierung noch nicht vor. Diese werden erst nach dem vollständigen 
Abschluss von Maßnahmen gemeldet.

 6. Welche Planungen für regionale Projekte nach § 3 Absatz 2 der Verwal-
tungsvereinbarung des DigitalPakts Schule sind der Bundesregierung 
zum Stand 28. Februar 2021 bekannt?

Zum Stichtag 31. Dezember 2020 wurden in Sachsen-Anhalt keine Bewilligun-
gen von Maßnahmen für regionale Projekte nach § 3 Absatz 2 VV gemäß § 18 
VV berichtet.

 7. Welche länderübergreifenden Projekte nach § 3 Absatz 3 der Verwal-
tungsvereinbarung des DigitalPakts Schule mit Beteiligungen Sachsen-
Anhalts sind der Bundesregierung zum Stand 28. Februar 2021 bekannt?

Die Bundesregierung hat Kenntnis darüber, dass Sachsen-Anhalt zurzeit an den 
länderübergreifenden Maßnahmen VIDIS, Sodix/Mundo sowie „Technologie-
basiertes Assessment (TBA)“ beteiligt ist.

 8. Wie viele der Schulen Sachsen-Anhalts haben einen eigenen Medien-
entwicklungsplan aufgestellt und eingereicht (bitte nach o. g. Land-
kreisen und kreisfreien Städten, Schulträgern sowie Schularten – Grund-
schulen, Sekundarschulen, Gesamtschulen, Gemeinschaftsschulen, 
Gymnasien, sonstige allgemeinbildende Schulen, berufsbildende Schulen 
– aufschlüsseln)?

Eine Förderung durch den DigitalPakt Schule setzt laut Verwaltungsverein-
barung die Erstellung eines technisch-pädagogischen Einsatzkonzepts voraus, 
vgl. § 6 Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe b VV. Aufgrund der Regelung in § 14 
Absatz 2 der Zusatzvereinbarung „Administration“ kann dieses Konzept, be-
fristet auf den 31. Dezember 2021, spätestens zum Zeitpunkt der Schlussab-
rechnung der jeweiligen Maßnahme vorgelegt werden. Die Prüfung dieser Ein-
satzkonzepte obliegt den Ländern bzw. den dort benannten Stellen. Der 
Bundesregierung liegen daher keine Informationen darüber vor, wie viele Schu-
len in Sachsen-Anhalt einen Medienentwicklungsplan aufgestellt haben.

 9. In welcher Höhe wurden Mittel aus der Zusatzvereinbarung „Sofortpro-
gramm“ im Land Sachsen-Anhalt beantragt, bewilligt und ausgezahlt 
(bitte nach o. g. Landkreisen und kreisfreien Städten, Schulträgern, Maß-
nahmen sowie Schularten – Grundschulen, Sekundarschulen, Gesamt-
schulen, Gemeinschaftsschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildende 
Schulen, berufsbildende Schulen – aufschlüsseln)?

Gemäß der Zusatzvereinbarung „Sofortausstattungsprogramm“ wird von den 
Ländern im Rahmen der Berichtspflichten nur über ausgezahlte, nicht über 
bewilligte oder beantragte Mittel berichtet, daher liegen der Bundesregierung 
dazu keine Informationen vor.
Zum Stichtag 31. Dezember 2020 wurde dem Bund vom Land Sachsen-Anhalt 
mitgeteilt, dass Bundesmittel i. H. v. 6.466.224,75 Euro aus dem Sofortausstat-
tungsprogramm ausgezahlt wurden. Es lagen zum Stichtag 31. Dezember 2020 
keine Schlussrechnungen vor. Es handelt sich daher um vorläufige Angaben. 
Eine detaillierte Auswertung nach Landkreisen bzw. kreisfreien Städten ist 
nicht möglich.
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10. Welche Soft- und/oder Hardware wurde nach Kenntnis der Bundesregie-
rung mit Mitteln der Zusatzvereinbarung „Sofortprogramm“ in Sachsen-
Anhalt bisher erworben?

Zum Stichtag 31. Dezember 2020 liegen der Bundesregierung aus Sachsen-
Anhalt keine Daten über verwendungsnachweisgeprüfte Maßnahmen im Rah-
men der Zusatzvereinbarung „Sofortausstattungsprogramm“ vor, daher kann 
hierzu keine Aussage getroffen werden.

11. Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die im Rahmen der Zusatz-
vereinbarung „Sofortprogramm“ erworbene Hardware auch entsprechend 
genutzt wird?

Bund und Länder haben sich gemeinsam auf ein Berichtswesen geeinigt. Ge-
mäß § 12 VV lässt sich der Bund von Stellen, die mit der Bewirtschaftung der 
Bundesmittel befasst sind, regelmäßig über die zweckentsprechende Verwen-
dung der Mittel berichten. Die Überprüfung des entsprechenden Einsatzes von 
erworbener Hardware im Rahmen der Zusatzvereinbarung „Sofortausstattungs-
programm“ obliegt den Ländern bzw. den dort benannten Stellen.

12. In welcher Höhe wurden Mittel aus der Zusatzvereinbarung „Adminis-
tration“ im Land Sachsen-Anhalt beantragt, bewilligt und ausgezahlt 
(bitte nach o. g. Landkreisen und kreisfreien Städten, Schulträgern, Maß-
nahmen sowie Schularten – Grundschulen, Sekundarschulen, Gesamt-
schulen, Gemeinschaftsschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildende 
Schulen, berufsbildende Schulen – aufschlüsseln)?

Zum Stichtag 31. Dezember 2020 liegen der Bundesregierung aus Sachsen-
Anhalt keine Daten über beantragte, bewilligte oder verwendungsnachweisge-
prüfte Maßnahmen im Rahmen der Zusatzvereinbarung „Administration“ vor, 
daher kann hierzu keine Aussage getroffen werden.

13. In welcher Höhe wurden Mittel aus der Zusatzvereinbarung „Leihgeräte 
für Lehrkräfte“ im Land Sachsen-Anhalt beantragt, bewilligt und aus-
gezahlt (aufschlüsseln nach o. g. Landkreisen und kreisfreien Städten, 
Schulträgern, Maßnahmen sowie Schularten – Grundschulen, Sekundar-
schulen, Gesamtschulen, Gemeinschaftsschulen, Gymnasien, sonstige 
allgemeinbildende Schulen, berufsbildende Schulen – aufschlüsseln)?

Gemäß § 10 der Zusatzvereinbarung „Leihgeräte für Lehrkräfte“ vom 28. Janu-
ar 2021 berichten die Länder erstmals zum Stichtag 30. Juni 2021 mit Berichts-
eingang zum 15. August 2021 über Investitionen nach dieser Zusatzvereinba-
rung. Aktuell liegen der Bundesregierung daher noch keine Informationen dazu 
vor.

14. Welche Breitbandverfügbarkeiten liegen nach Kenntnis der Bundesregie-
rung an den Schulen in Sachsen-Anhalt im Vergleich zum Bundesschnitt 
jeweils vor (bitte jeweils nach o. g. Landkreisen und kreisfreien Städten, 
Schulträgern, Schularten – Grundschulen, Sekundarschulen, Gesamt-
schulen, Gemeinschaftsschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildende 
Schulen, berufsbildende Schulen – aufschlüsseln)?

Die Beantwortung erfolgt auf Basis der Daten des Breitbandatlas des Bundes. 
Demnach gilt eine Schule als versorgt, wenn die Rasterzelle (250 m x 250 m), 
in der die Schule liegt, zu mindestens 95 Prozent mit der jeweiligen Bandbreite 
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versorgt ist. Ein adressgenauer Abgleich der Breitbandverfügbarkeit an allen 
Schulstandorten kann auf Grundlage der gegenwärtigen Datenbasis nicht er-
folgen. Darüber hinaus wurden kundenindividuell realisierte Geschäftskunden-
produkte sowie Anschlüsse über landeseigene oder Forschungsnetzwerke nicht 
gesondert erfasst, weshalb die tatsächliche Breitbandverfügbarkeit an diesen 
Standorten höher liegen kann.
Eine detaillierte Übersicht zur Breitbandverfügbarkeit an Schulen in Sachsen-
Anhalt nach Schultyp kann der Anlage 1 und nach Schulform der Anlage 2 ent-
nommen werden.

15. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus dem bisheri-
gen Ablauf der Umsetzung des DigitalPakt Schule und seiner drei 
Zusatzvereinbarungen für die Zukunft des Bildungsföderalismus in 
Deutschland?

Der DigitalPakt Schule mit seinen Zusatzvereinbarungen fußt auf Artikel 104c 
des Grundgesetzes. Seine Ausgestaltung und Durchführung folgt damit den
für Finanzhilfen des Bundes an die Länder geltenden Vorgaben. Bundesminis-
terin Karliczek wirbt – auch vor dem Eindruck der Herausforderungen, vor 
denen insbesondere der Schulbereich etwa in der Digitalisierung steht – für 
neue und vertiefte Wege der Bund-Länder-Zusammenarbeit.
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